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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 4 RS 89/07 B 
 
L 4 R 210/06 (Sächsisches LSG) 
S 10 RA 1060/03 (SG Leipzig) 
 
 
 
 
…………………………………. , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter:  ................................................, 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund  
-Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme-, 
vertreten durch das Direktorium, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. Februar 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie die Richter   H u s m a n n 

und   M u t s c h l e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Sächsischen Landessozialgerichts vom 19. Juni 2007 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Der Kläger hat die geltend gemachten Zulassungsgründe einer 

grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG>) 

sowie eines Verfahrensfehlers, auf dem die Entscheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG), nicht in der gebotenen Weise dargelegt bzw bezeichnet (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

1. Das Vorbringen des Klägers entspricht nicht den Anforderungen, die an die Darlegung einer 

grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache zu stellen sind. Grundsätzliche Bedeutung hat ei-

ne Rechtssache dann, wenn sie geeignet ist, die Rechtseinheit zu erhalten oder die Fortbildung 

des Rechts zu fördern. Der Beschwerdeführer muss die im angestrebten (späteren) Revisions-

verfahren zu beantwortende Rechtsfrage klar und unmissverständlich bezeichnen und ausfüh-

ren, dass diese von allgemeiner Bedeutung, klärungsbedürftig und klärungsfähig ist (vgl BSG 

SozR 3-1500 § 160 Nr 1). 

 

Der Kläger wirft sinngemäß folgender Frage grundsätzliche Bedeutung auf, 

ob der Kläger die betrieblichen Voraussetzungen auch dann erfüllt, wenn er bei einem VEB 

beschäftigt war, der aufgrund einer notariellen Umwandlungsurkunde vom 11.7.1990 als 

GmbH eingetragen werden sollte, die Eintragung ins Handelsregister aber erst nach dem 

Stichtag, nämlich am 16.7.1990 erfolgt ist. 

 

Der Kläger hat nicht dargelegt, dass diese Rechtsfrage in einem späteren Revisionsverfahren 

klärungsbedürftig ist. In dem angegriffenen Urteil stellt das Landessozialgericht (LSG) insoweit 

fest, der Kläger sei am maßgeblichen Stichtag (30.6.1990) nicht in einem volkseigenen Produk-

tionsbetrieb der Industrie und des Bauwesens beschäftigt gewesen, vielmehr sei er laut Eintra-

gung im Sozialversicherungsausweis bei einer am 29.6.1990 in das Handelsregister eingetra-

genen GmbH beschäftigt gewesen. Diese tatsächliche Feststellung ist für das Bundessozialge-

richt (BSG) bindend (§ 163 SGG) und vom Kläger auch nicht mit Verfahrensrügen angegriffen 

worden. 

 

Der Kläger hätte daher aufzeigen müssen, dass die von ihm aufgeworfene Frage - ausgehend 

von den bindenden Feststellungen des LSG - klärungsbedürftig sein könnte. Er hätte sich 

hierzu mit der ständigen Rechtsprechung des BSG auseinandersetzen müssen, wonach ein am 

Stichtag in der Rechtsform der GmbH geführtes Unternehmen nicht dem Anwendungsbereich 

der AVItech unterliegt (BSG, Urteil vom 9.4.2002 - B 4 RA 3/02 R - SozR 3-8570 § 1 Nr 7; Urteil 

vom 10.4.2002 - B 4 RA 56/01 R - SozR 4-8570 § 1 Nr 4; Urteil vom 29.7.2004 - B 4 RA 

12/04 R; vgl auch BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 29.8.2007 - 1 BvR 3121/06). 

 

2. Den geltend gemachten Verfahrensmangel einer Verletzung der Amtsermittlungspflicht § 103 

SGG hat der Kläger nicht ordnungsgemäß bezeichnet. Auf diese Rüge kann ein Verfahrens-
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mangel nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne 

hinreichende Begründung nicht gefolgt ist (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG). 

 

Der Kläger hat keinen Beweisantrag bezeichnet, den er noch in der mündlichen Verhandlung 

gestellt habe. Er macht zwar deutlich, das LSG habe den ehemaligen Direktor Dr. B.               

als Zeugen laden und vernehmen müssen. Er hat jedoch nicht dargetan, dass er beim LSG 

einen entsprechenden Beweisantrag gestellt hat und das LSG diesem ohnehin nicht gefolgt sei. 

Vielmehr rügt er sinngemäß die Würdigung durch das LSG, die aber gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

Halbsatz 2 SGG nicht Gegenstand einer Rüge im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde 

sein kann.  

 

3. Da die Beschwerdebegründung nicht den gesetzlichen Anforderungen genügt, ist die Be-

schwerde als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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